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Erster Teil: Wahl der Blirgerschaft
Erster Abschnitt - Wahlrecht und Wahlbarkeit

81 Wahlrecht

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels
116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahltage

1. das 16. Lebensjahr vollendet haben,

2. seit mindestens drei Monaten im Gebiet der Freien
Hansestadt Bremen eine Wohnung innehaben oder,
sofern sie eine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland nicht innehaben, sich sonst gewéhnlich
aufhalten,

3. nicht nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

(1a) Unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche
kénnen auch Staatsangehdrige der tbrigen Mitgliedstaaten
der Européischen Gemeinschaft (Unionsbiirger) an der Wahl
zur Birgerschaft im Wahlbereich Bremen teilnehmen. lhr
Wahlrecht gilt jedoch ausschlieBlich fiir die Zusammenset-
zung der Stadtbirgerschatt.

(2) Bei Inhabern von mehreren Wohnungen ist die Haupt-
wohnung maf3geblich.

(3) Sofern sie in der Bundesrepublik Deutschland keine
Wohnung innehaben, gilt als Wohnung im Sinne des Absat-
zes1Nr. 2

1. fir Seeleute und fir die Angehdrigen ihres Haus-
standes das von ihnen bezogene Schiff, wenn dieses
die Bundesflagge zu fihren berechtigt ist und der Sitz
des Reeders im Gebiet der Freien Hansestadt Bremen
liegt,

2. fur Binnenschiffer und fir die Angehdrigen ihres
Hausstandes das von ihnen bezogene Schiff, wenn
dieses in einem Schiffsregister in der Bundesrepublik
Deutschland eingetragen ist und der Heimatort des
Schiffes im Gebiet der Freien Hansestadt Bremen liegt,
3. fiir im Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheitsent-
ziehung befindliche Personen sowie fir andere Unter-
gebrachte die Anstalt oder die entsprechende Einrich-
tung.

(4) Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Absatz 1
Nr. 2 ist der Tag der Wohnungs- oder Aufenthaltsnahme in
die Frist einzubeziehen.

82 AusschluR vom Wahlrecht

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist,

1.wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht be-
sitzt,

2.wem zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein
Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung be-
stellt ist; dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis des
Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Birger-
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Angelegenheiten
nicht erfafit.

Inhalt: 1. Teil, 1. / 3. Abschnitt 8§ 1-11 BremwahlG 5b

§3 Austlibung des Wahlrechts

(1) wahlen kann nur, wer in ein Wahlerverzeichnis eingetra-
gen ist oder einen Wahlschein hat.

(2) Wer im Wahlerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in
dem Wahlbezirk wahlen, in dessen Wéhlerverzeichnis er
gefiihrt wird. Inhaber von Wahlscheinen kénnen an der Wahl
des Wahlbereichs durch Stimmabgabe in ihrem Wahlbezirk
oder durch Briefwahl teilnehmen.

(3) Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal
und nur persdnlich ausiben.

84 (hier nicht wiedergegeben)
Zweiter Abschnitt (hier nicht wiedergegeben)
Dritter Abschnitt - Wahlbezirke und Wahlorgane

89 Wahlbezirke

Fur die Stimmabgabe wird jeder Wahlbereich in Wahlbezirke
aufgeteilt.

§10 Gliederung der Wahlorgane
(1) Wahlorgane sind

1.der Landeswahlleiter und der Landeswahlausschufd
flir das Gebiet der Freien Hansestadt Bremen,

2.ein Wahlbereichsleiter und ein Wahlbereichsaus-
schuf? fir jeden Wahlbereich,

3.Wahlvorsteher und Wahlvorstdnde nach Malgabe
der folgenden Absatze.

(2) Fur jeden Wahlbezirk werden ein Wahlvorsteher und ein
Wahlvorstand fiir die Wahlhandlung gebildet (Urnenwahlvor-
stand). Fiir die Stimmabgabe in Einrichtungen soll die Ge-
meindebehérde bewegliche Urnenwahlvorstande nach MaR-
gabe der Landeswahlordnung bilden.

(3) Fir jeden Wahlbereich wird mindestens ein Wahlvorste-
her und ein Wahlvorstand zur Feststellung des Briefwahler-
gebnisses gehildet (Briefwahlvorstand). Die Gemeindebe-
horde bestimmt, wie viele Briefwahlvorstéande gebildet wer-
den.

(4) Die Gemeindebehorde bestimmt weitere Wahlvorsténde
zur Ermittlung der Wahlergebnisse einzelner oder mehrerer
Wahlbezirke und Briefwahlbezirke (Ausz&hlwahlvorstande).
Ein besonderer Auszahlwahlvorstand wird zur Feststellung
des Wahlergebnisses gemal? § 30 Absatz 2a Satz 2 gebildet.

§11 Bildung der Wahlorgane

(1) Der Landeswahlleiter und sein Stellvertreter werden vom
Senat ernannt. Die Wahlbereichsleiter und ihre Stellvertreter
werden vom Senator flr Inneres und Sport ernannt. Die
Wahlvorstande werden von der Gemeindebehérde berufen.

(2) Die Wahlausschiisse bestehen aus dem Wahlleiter als
Vorsitzendem und sechs von ihm berufenen Wahlberechtig-
ten als Beisitzern. Die Wahlvorstdnde bestehen aus dem
Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem Stellvertreter und
weiteren  Wahlberechtigten als  Beisitzern. Bei  der
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Feststellung des Wahlergebnisses nach § 30 Absatz 1 bis 2a
konnen die in den Auszahlwahlvorstand berufenen Personen
durch andere Personen ersetzt werden.

(3) Bei der Berufung der Beisitzer sind die in dem jeweiligen
Gebiet vertretenen Parteien und Wahlervereinigungen nach
Mdglichkeit zu berticksichtigen.

(4) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mitglied sein;
in einen Auszéhlwahlvorstand darf auch berufen werden, wer
zuvor Mitglied in einem Urnen- oder Briefwahlvorstand oder
in einem anderen Auszahlwahlvorstand war. Wahlbewerber,
Vertrauenspersonen fiir Wahlvorschldge und stellvertretende
Vertrauenspersonen dirfen nicht zu Mitgliedern eines Wahl-
organs bestellt werden.

(5) Die Gemeindebehdrde ist befugt, personenbezogene
Daten von Personen zum Zweck ihrer Berufung zu Mitglie-
dern von Wahlvorstanden zu verarbeiten. Zu diesem Zweck
durfen personenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die
zur Tétigkeit in Wahlvorstdnden geeignet sind, auch fur
kiinftige Wahlen verarbeitet werden, sofern der Betroffene
der Verarbeitung nicht widersprochen hat. Der Betroffene ist
Uber das Widerspruchsrecht zu unterrichten. Im Einzelnen
durfen folgende Daten verarbeitet werden: Name, Vorname,
Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der Beru-
fungen zu einem Mitglied der Wahlvorstande und die dabei
ausgetibte Funktion.

(6) Auf Ersuchen der Gemeindebehdrde sind zur Sicherstel-
lung der Wahldurchfilhrung die Behorden des Landes, der
Stadtgemeinden und der sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstehenden juristischen Personen des offentlichen
Rechts verpflichtet, aus dem Kreis ihrer Bediensteten unter
Angabe von Name, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift
Personen zum Zweck der Berufung als Mitglieder der Wahl-
vorstande zu benennen. Die ersuchte Stelle hat die Betroffe-
nen Gber die Ubermittelten Daten und den Empfanger zu
benachrichtigen.

8§12 Tatigkeit der Wahlausschusse und Wahlvorstande

(1) Die Wahlausschiisse und Wahlvorstdnde verhandeln,
beraten und entscheiden in offentlicher Sitzung. Der Wahl-
vorstand kann Personen, die die Ordnung und Ruhe stdren,
aus dem Wahl- oder Auszéhlungsraum verweisen. Bei den
Abstimmungen entscheidet Stimmenmehrheit; bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(2) Die Mitglieder der Wahlorgane, ihre Stellvertreter und die
Schriftfihrer sind zur unparteiischen Wahrnehmung ihres
Amtes und zur Verschwiegenheit (iber die ihnen bei ihrer
amtlichen Tétigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten
verpflichtet.

8§13 Ehrenamter

(1) Die Beisitzer der Wahlausschiisse und die Mitglieder der
Wahlvorstdnde tben ihre Tétigkeit ehrenamtlich aus. Zur
Ubernahme dieses Ehrenamtes ist jeder Wahlberechtigte
verpflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus wichtigem Grunde
abgelehnt werden.

(2) Wer ohne wichtigen Grund ein Wahlehrenamt ablehnt
oder sich ohne geniigende Entschuldigung den Pflichten

Inhalt: 1. Teil, 3./ 4. /5. Abschnitt 8§ 11-27 BremwahlG 5b

eines solchen entzieht, handelt ordnungswidrig. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe geahndet werden.

(3) Sachlich zustandige Verwaltungshehérde fiir die Verfol-
gung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit ist die Ortspoli-
zeibehdrde.

Vierter Abschnitt - Vorbereitung der Wahl

§14 (hier nicht wiedergegeben)

§15 Wahlerverzeichnis und Wahlschein

(1) Die Gemeindebehdrde fiihrt fiir jeden Wahlbezirk ein
Verzeichnis der Wahlberechtigten nach Familiennamen und
Vornamen, Geburtsdatum und Wohnung. Dieses kann auch
automatisiert gefiihrt werden. Die dafiir erforderlichen Daten
kénnen im automatisierten Abrufverfahren bei der Meldebe-
horde erhoben werden. Jeder Wahlberechtigte hat das
Recht, an den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der
Wahl wahrend der allgemeinen Offnungszeiten die Richtig-
keit oder Vollstandigkeit der zu seiner Person im Wahlerver-
zeichnis eingetragenen Daten zu Uberpriifen. Zur Uberprii-
fung der Richtigkeit oder Vollstandigkeit der Daten von ande-
ren im Wahlerverzeichnis eingetragenen Personen haben
Wahlberechtigte wahrend des in Satz 4 genannten Zeitrau-
mes nur dann ein Recht auf Einsicht in das Wéahlerverzeich-
nis, wenn sie Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich
eine Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit des Wahlerver-
zeichnisses ergeben kann. Das Recht zur Uberpriifung ge-
maRk Satz 5 besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlbe-
rechtigten, fir die im Melderegister ein Sperrvermerk nach §
32 Absatz 5 des Meldegesetzes eingetragen ist.

(2) Ein Wahlberechtigter, der im Wahlerverzeichnis eingetra-
gen ist, oder der aus einem von ihm nicht zu vertretenden
Grunde in das Wéhlerverzeichnis nicht aufgenommen

§816-25 (hier nicht wiedergegeben)
Flnfter Abschnitt — Wahlhandlung
826 (hier nicht wiedergegeben)

§27 Unzuldssige Wahlpropaganda und Unterschriften-
sammlung, unzuldssige Veroffentlichung von Wahlerbe-
fragungen

(1) Vor und in dem Geb&ude, in dem sich der Wahlraum
befindet, ist jede Beeinflussung der Wéhler durch Wort, Ton,
Schrift oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung wah-
rend der Wahlzeit verboten.

(2) Die Verbffentlichung von Ergebnissen von Wéhlerbefra-
gungen nach der Stimmabgabe iber den Inhalt der Wahlent-
scheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit unzulassig.

(3) Wer Ergebnisse von Wahlerbefragungen nach der
Stimmabgabe Uber den Inhalt der Wahlentscheidung vor
Ablauf der Wahlzeit verdffentlicht, handelt ordnungswidrig.
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 50
000 Euro geahndet werden.

(4) Sachlich zustandige Verwaltungsbehérde fiir die Verfol-
gung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit ist die Ortspoli-
zeibehorde.
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§28 Stimmabgabe
(1) Gewahlt wird mit amtlichen Stimmzetteln.

(2) Der Wahler gibt seine Stimmen in der Weise ab, daR er
durch auf den Stimmzettel gesetzte Kreuze oder auf andere
Weise eindeutig kenntlich macht, welchen Wahlvorschlagen
und Bewerbern sie gelten sollen. Der Wahler faltet daraufhin
den Stimmzettel in der Weise, dass seine Stimmabgabe nicht
erkennbar ist, und wirft ihn in die Wahlurne.3!

8§29 Briefwahl

(1) Bei der Briefwahl hat der Wéhler der Gemeindebehdrde,
die den Wahlschein ausgestellt hat, im verschlossenen
Wahlbriefumschlag

1.seinen Wahlschein,
2.in einem besonders verschlossenen Stimmzettelum-
schlag seinen Stimmzettel

so rechtzeitig zu Ubersenden, dall der Wahlbrief spétestens
am Wahltage bis 18 Uhr eingeht. § 26 Abs. 3 gilt entspre-
chend.

(2) Auf dem Wahlschein hat der Wahler oder die Hilfsperson
gegeniiber der Gemeindebehérde an Eides Statt zu versi-
chern, dal der Stimmzettel personlich oder gemalR dem
erklarten Willen des Wahlers gekennzeichnet worden ist. Die
Gemeindebehdrde ist zur Abnahme einer solchen Versiche-
rung an Eides Statt zustandig.

(3) Wahlbriefe konnen innerhalb des Bundesgebietes bei
einem oder mehreren vor der Wahl amtlich bekannt gemach-
ten Postunternehmen als Briefsendungen ohne besondere
Versendungsform unentgeltlich eingeliefert werden, wenn sie
sich in amtlichen Wahlbriefumschlégen befinden. Bei Inan-
spruchnahme einer besonderen Versendungsform hat der
Absender den das jeweils fur die Briefbefdrderung glltige
Leistungsentgelt ibersteigenden Betrag zu tragen.

Sechster Abschnitt - Feststellung des Wahlergebnisses
8§30 Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Nach Beendigung der Wahlhandlung stellt der Auszahl-
wahlvorstand fiir den Wahlbezirk folgende Stimmenzahlen in
offentlicher Auszahlung fest:;

1.Zahl der fir jeden Wahlvorschlag in seiner Gesamt-
heit (8§ 25 Absatz 3 Nummer 1) abgegebenen Stimmen,
2.Zahl der fiir jeden Bewerber im Wahlvorschlag (§ 25
Absatz 3 Nummer 2) abgegebenen Stimmen,
3.Gesamtzahl der fiir jeden Wahlvorschlag und seine
Bewerber abgegebenen Stimmen (Summe der Stim-
menzahlen nach den Nummern 1 und 2).

(2) Der fiir die Briefwahl eingesetzte Auszéhlwahlvorstand
stellt die Stimmenzahlen fir den Briefwahlbezirk in der Auf-
gliederung nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 fest.

(2a) Die Feststellungen nach Absatz 1 und 2 beschranken
sich auf die Stimmabgabe der deutschen Wéhler. Ein beson-
derer Wahlvorstand stellt insgesamt die Stimmenzahlen von
Unionsbirgern im Wahlbereich Bremen in der Aufgliederung
nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 fest.

Inhalt: 1. Teil, 5. / 6. Abschnitt §§ 28-31 Bremwahl|G 5b

(3) Der Wahlbereichsausschuss stellt als Wahlergebnis im
Wahlbereich fest:

1.Zahl der fiir jeden Wahlvorschlag in seiner Gesamtheit
abgegebenen Stimmen,

2.Zahl der fiir jeden Bewerber im Wahlvorschlag abge-
gebenen Stimmen,

3.Zahl der fir alle Bewerber eines Wahlvorschlages ab-
gegebenen Stimmen (Summe der Stimmenzahl nach
Nummer 2),

4.Gesamtzahl der fiir jeden Wahlvorschlag und seine
Bewerber abgegebenen Stimmen (Summe der Stim-
menzahlen nach den Nummern 1 und 3),

5.welche Bewerber in die Biirgerschaft gewéhlt sind.

(3a) Der Wahlbereichsausschuss Bremen stellt auRerdem
fest:

1.Gesamtzahl der Stimmen im Wahlbereich Bremen un-
ter Einschluss der von Unionshlrgern abgegebenen
Stimmen in der Aufgliederung nach Absatz 3 Nummer 1
bis 4,

2.welche Bewerber abweichend von Absatz 3 Nummer
5in die Stadtbiirgerschaft gewahlt sind.

(4) Nach Uberpriifung stellt der Landeswahlausschuss das
endgiltige Wahlergebnis im Lande fest.

(5) Der Landeswahlleiter benachrichtigt alsdann die Gewahl-
ten und fordert sie auf, binnen einer Woche nach Zustellung
schriftlich zu erklaren, ob sie die Wahl annehmen.

(6) Das endgliltige Ergebnis der Wahl wird vom Landeswahl-
leiter éffentlich bekanntgemacht.

§ 30a Einsatz elektronsicher Datenverarbeitung

Die Ermittlung des Wahlergebnisses inklusive der Stimmaus-
zahlung im Auszahlwahlvorstand kann unter Einsatz elektro-
nischer Datenverarbeitung erfolgen. Dabei muss technisch
gewdahrleistet sein, dass die Stimmen unverfalscht erfasst
werden und das Wahlergebnis in 6ffentlich nachvollziehbarer
Weise korrekt ermittelt wird. Die eingesetzte Software muss
fir die Verwendung bei Wahlen in der Freien Hansestadt
Bremen zugelassen sein. Uber die Zulassung entscheidet
der Landeswabhlleiter.

831 Ungultige Stimmen, Zurlckweisung von Wahlbrie-
fen, Auslegungsregeln

(1) Ein Stimmzettel ist ungltig, wenn er

1.nicht amtlich hergestellt ist oder fir einen anderen
Wahlbereich gliltig ist,

2.keine Kennzeichnung enthalt,

3.den Willen des Wahlers nicht zweifelsfrei erkennen
lasst und nicht wenigstens eine giiltige Stimme enthlt,
4.einen Zusatz oder Vorbehalt enthalt,

5.mehr als fiinf Stimmen enthalt.

Enthélt ein Stimmzettel weniger als fiinf Stimmen, so bertihrt
dies nicht die Giiltigkeit der abgegebenen Stimmen. Auf
einem giltigen Stimmzettel ist eine einzelne Stimme ungiiltig,
wenn der Wahlerwille nicht eindeutig erkennbar ist; die Gl-
tigkeit der Gbrigen Stimmen bleibt unberiihrt.
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(2) Mehrere in einem Stimmzettelumschlag enthaltene
Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, wenn sie gleichlauten
oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; sonst zahlen sie
als ein ungliltiger Stimmzettel.

(3) Ist der Stimmzettelumschlag leer abgegeben worden, so
gilt dies als ungultiger Stimmzettel.

(4) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurlickzuweisen, wenn

1.der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,

2.dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gultiger
Wabhlschein beiliegt,

3.dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag
beigefligt ist,

4.weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzettel-
umschlag verschlossen ist,

5.der Wahlbriefumschlag mehrere  Stimmzettelum-
schlége, aber nicht eine gleiche Anzahl giiltiger und mit
der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt ver-
sehener Wahlscheine enthélt,

6.der Wéhler oder die Hilfsperson die vorgeschriebene
Versicherung an Eides statt zur Briefwahl auf dem
Wahlschein nicht unterschrieben hat,

7.kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden
ist,

8.ein Stimmzettelumschlag benutzt worden ist, der of-
fensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefahrdenden
Weise von den ibrigen abweicht oder einen deutlich
fuhlbaren Gegenstand enthélt.

Die Einsender solcher Wahlbriefe werden nicht als Wahler
gezéahlt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(5) Die Stimmabgabe eines Wahlers, der an der Briefwahl
teilgenommen hat, wird nicht dadurch ungiltig, dass er vor
dem oder am Wahltage stirbt oder sein Wahlrecht verliert.

§32 Entscheidung des Wahlvorstandes

Der Auszahlwahlvorstand entscheidet tiber die Giltigkeit der
abgegebenen Stimmen und Uber alle bei der Wahlhandlung
und bei der Ermittlung des Wahlergebnisses sich ergeben-
den Ansténde. Der WahlbereichsausschuB hat das Recht der
Nachpriifung.

Siebter Abschnitt: §§33- 36 (hier nicht wiedergegeben)

Achter Abschnitt - Wahlprifung, Nachwahlen und
Wiederholungswahlen

§37 Wahlprifungsgericht

(1) Uber die Giiltigkeit der Wahl oder von Teilen der Wahl,
Uber den Verlust der Mitgliedschaft nach § 34 Abs. 3 Nr. 2
sowie (iber die RechtmalRigkeit der Feststellungen des Vor-
standes der Biirgerschaft, des Présidenten der Burgerschaft
und des Landeswabhlleiters nach §§ 34 bis 36a entscheidet
ein Wahlpriifungsgericht.[ll Es besteht aus dem Prasidenten
und dem Vizeprasidenten des Verwaltungsgerichts, bei ihrer
Verhinderung aus den jeweils néchst dienstélteren Berufs-
richtern des Verwaltungsgerichts sowie aus finf Mitgliedern
der Biirgerschaft. Die Mitglieder der Burgerschaft und ihre
Stellvertreter sind von dieser unter Beriicksichtigung der
Stérke der Parteien und Wahlervereinigungen, wie diese in
der Birgerschaft vertreten sind, in ihrer ersten Sitzung zu

Inhalt: 1. Teil, 6./ 7./ 8. Abschnitt 8§ 31-39 BremwahlG 5b

wahlen. Vorsitzender des Wahlpriifungsgerichts ist der Pra-
sident des Verwaltungsgerichts, sein Stellvertreter ist der
Vizeprasident und, falls dieser verhindert ist, der jeweils
nachst dienstéltere Berufsrichter.

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Wahlpriifungsgerichts ist
ein Ehrenamt. Die Mitglieder des Wahlprifungsgerichts
erhalten ihre notwendigen Barauslagen und etwaige Er-
werbsausfélle ersetzt.

838 Verfahren

(1) Die Prifung erfolgt nur auf Einspruch. Den Einspruch
kann jeder Wahlberechtigte, jede an der Wahl beteiligte
Partei und Wahlervereinigung sowie jede sonstige Gruppe
von Wahlberechtigten und in amtlicher Eigenschaft der Lan-
deswahlleiter und der Prasident der Biirgerschaft einlegen.
Gegen Feststellungen des Vorstandes der Biirgerschaft, des
Préasidenten der Birgerschaft und des Landeswahlleiters
nach 8§ 34 bis 36a kann nur der Betroffene Einspruch einle-
gen.

(2) Der Einspruch ist innerhalb eines Monats nach Bekannt-
machung des endgiltigen Wahlergebnisses beim Landes-
wahlleiter schriftlich einzulegen und zu begrinden; fir den
Présidenten der Birgerschaft beginnt die Frist mit seiner
Wahl zum Prasidenten. Der Landeswahlleiter reicht seinen
Einspruch unmittelbar beim Wabhlprifungsgericht ein. Im
Falle des Absatzes 1 Satz 3 beginnt die Frist mit der Zustel-
lung der Feststellung. Werden dem Prasidenten der Birger-
schaft nach Ablauf der in Satz 1 gesetzten Frist in amtlicher
Eigenschaft Umstinde bekannt, die einen Wahlmangel
begriinden kénnten, kann er innerhalb eines Monats nach
Bekanntwerden dieser Umstande Einspruch einlegen. Satz 4
gilt entsprechend, wenn dber den nachtraglichen Verlust der
Wahlbarkeit nach § 34 Abs. 1 Nr. 3 im Wahlpriifungsverfah-
ren zu entscheiden ist.

(3) Der Landeswahlleiter hat den Einspruch mit seiner AuRe-
rung dem Wahlprifungsgericht unverziglich vorzulegen.

(4) Auf das Verfahren vor dem Wahlpriifungsgericht finden
die Vorschriften iber das Verfahren bei den Verwaltungsge-
richten in ihrer jeweils gilltigen Fassung entsprechend An-
wendung. Die Entscheidung ergeht in Form eines Beschlus-
ses; sie wird erst mit der Rechtskraft wirksam.

(5) Das Verfahren vor dem Wahlprifungsgericht und den von
ihm ersuchten und beauftragten Stellen ist geblihrenfrei. Die
Auslagen der Beteiligten werden nicht erstattet.

839 Beschwerde

(1) Gegen die Entscheidung des Wahlpriifungsgerichts kann
innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Beschlus-
ses mittels schriftlicher Beschwerde der Staatsgerichtshof
angerufen werden.

(2) Die Beschwerde kann nur darauf gestitzt werden, daf3
die Entscheidung das Grundgesetz, die Landesverfassung
oder dieses Gesetz verletzt habe.

(3) Fur die Beschwerde gelten die Vorschriften des Gesetzes
Uber den Staatsgerichtshof.
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840 Nachwahlen

(1) Eine Nachwahl findet statt, wenn in einem Wahlbereich
oder in einem Wahlbezirk die Wahl nicht durchgefiihrt wor-
den ist; sie mul spatestens drei Wochen nach dem Tage der
ausgefallenen Wahl stattfinden. Den Tag der Nachwahl
bestimmt der Landeswabhlleiter.

(2) Die Nachwahl findet auf denselben Grundlagen und nach
denselben Vorschriften wie die ausgefallene Wahl statt.

841 Wiederholungswahlen

(1) Wwird im Wahlprifungsverfahren die Wahl ganz oder
teilweise fiir ungltig erklart, so ist sie nach Maligabe der
Entscheidung zu wiederholen.

(2) Bei der Wiederholungswahl wird vorbehaltlich einer ande-
ren Entscheidung im Wahlpriifungsverfahren nach denselben
Wahlvorschldgen und, wenn seit der Hauptwahl noch nicht
sechs Monate vergangen sind, aufgrund derselben Wahler-
verzeichnisse gewahlt, wie bei der fiir ungiiltig erklarten
Wahl.

(3) Die Wiederholungswahl muf3 spétestens drei Monate
nach Rechtskraft der Entscheidung stattfinden, durch die die
Wahl fiir unglltig erklart worden ist. Ist die Wahl nur teilweise
fur ungiltig erklart worden, so unterbleibt die Wiederho-
lungswahl, wenn feststeht, daB innerhalb von sechs Monaten
eine neue Birgerschaft gewahlt wird. Den Tag der Wiederho-
lungswahl bestimmt der Senat.

(4) Aufgrund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis
neu festgestellt.

Zweiter bis Dritter Teill
8842- 53 (nicht wiedergegeben)
Vierter Teil: SchluBbestimmungen

854 Anfechtung

Entscheidungen und MaRnahmen, die sich unmittelbar auf
das Wahlverfahren beziehen, kénnen nur mit den in diesem
Gesetz und in der Landeswahlordnung vorgesehenen
Rechtshehelfen angefochten werden.

855 Fristen und Termine

(1) Die in diesem Gesetz und der Landeswahlordnung vor-
gesehenen Fristen und Termine verlangern oder &ndern sich
nicht dadurch, daR der letzte Tag der Frist oder ein Termin
auf einen Sonnabend, Sonntag oder einen staatlich aner-
kannten allgemeinen Feiertag fallt. Dies gilt nicht fur § 38
Abs. 2, 8 39 Abs. 1 sowie § 47 Abs. 3 und 6.

(2) Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand findet nicht
statt.

(3) Soweit in diesem Gesetz oder in der Landeswahlordnung
nichts anderes bestimmt ist, missen vorgeschriebene Erkla-
rungen personlich und handschriftlich unterzeichnet sein und
bei der zusténdigen Stelle im Original vorliegen.

Inhalt: 1. Teil, 8. Abschnitt, 4. Teil 8§ 40-56 Bremwahl|G 5b

856 Wahlkosten

(1) Die Kosten der Wahl der Birgerschaft tragt die Freie
Hansestadt Bremen,; sie erstattet der Stadt Bremerhaven die
durch die Wahl veranlafiten notwendigen Ausgaben aufgrund
einer vom Landeswahlleiter genehmigten Kostenaufstellung.
Bei der Erstattung werden laufende persénliche und sachli-
che Kosten und Kosten fiir die Benutzung von Raumen und
Einrichtungen der Stadt Bremerhaven nicht berticksichtigt.

(2) Die Kosten der Wahl der Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Bremerhaven trégt die Stadt Bremerhaven.

(3) Die Kosten der Wahl der Beirdte im Gebiet der Stadt
Bremen trégt die Stadt Bremen.

8857- 60 (hier nicht wiedergegeben)
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	Vierter Teil:
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	Erster Abschnitt - Wahlrecht und Wählbarkeit
	§1 Wahlrecht
	(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahltage
	1. das 16. Lebensjahr vollendet haben,
	2. seit mindestens drei Monaten im Gebiet der Freien
	Hansestadt Bremen eine Wohnung innehaben oder,
	sofern sie eine Wohnung in der Bundesrepublik
	Deutschland nicht innehaben, sich sonst gewöhnlich
	aufhalten,
	3. nicht nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.
	(1a) Unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche können auch Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft (Unionsbürger) an der Wahl zur Bürgerschaft im Wahlbereich Bremen teilnehmen. Ihr Wahlrecht gilt jedoch ausschl...
	(2) Bei Inhabern von mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung maßgeblich.
	(3) Sofern sie in der Bundesrepublik Deutschland keine Wohnung innehaben, gilt als Wohnung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2
	1. für Seeleute und für die Angehörigen ihres Hausstandes das von ihnen bezogene Schiff, wenn dieses die Bundesflagge zu führen berechtigt ist und der Sitz des Reeders im Gebiet der Freien Hansestadt Bremen liegt,
	2. für Binnenschiffer und für die Angehörigen ihres Hausstandes das von ihnen bezogene Schiff, wenn dieses in einem Schiffsregister in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen ist und der Heimatort des Schiffes im Gebiet der Freien Hansestadt Bremen...
	3. für im Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheitsentziehung befindliche Personen sowie für andere Untergebrachte die Anstalt oder die entsprechende Einrichtung.
	(4) Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Absatz 1 Nr. 2 ist der Tag der Wohnungs- oder Aufenthaltsnahme in die Frist einzubeziehen.
	§2 Ausschluß vom Wahlrecht
	(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.
	(2) Wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem Wahlbezirk wählen, in dessen Wählerverzeichnis er geführt wird. Inhaber von Wahlscheinen können an der Wahl des Wahlbereichs durch Stimmabgabe in ihrem Wahlbezirk oder durch Briefwahl teiln...
	(3) Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben.
	§4 (hier nicht wiedergegeben)

	Zweiter Abschnitt (hier nicht wiedergegeben)
	Dritter Abschnitt - Wahlbezirke und Wahlorgane
	§9 Wahlbezirke
	Für die Stimmabgabe wird jeder Wahlbereich in Wahlbezirke aufgeteilt.
	§10 Gliederung der Wahlorgane
	§11 Bildung der Wahlorgane
	(1) Der Landeswahlleiter und sein Stellvertreter werden vom Senat ernannt. Die Wahlbereichsleiter und ihre Stellvertreter werden vom Senator für Inneres und Sport ernannt. Die Wahlvorstände werden von der Gemeindebehörde berufen.
	(2) Die Wahlausschüsse bestehen aus dem Wahlleiter als Vorsitzendem und sechs von ihm berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern. Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem Stellvertreter und weiteren Wahlberechtigten als...
	Feststellung des Wahlergebnisses nach § 30 Absatz 1 bis 2a können die in den Auszählwahlvorstand berufenen Personen durch andere Personen ersetzt werden.
	(3) Bei der Berufung der Beisitzer sind die in dem jeweiligen Gebiet vertretenen Parteien und Wählervereinigungen nach Möglichkeit zu berücksichtigen.
	(4) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mitglied sein; in einen Auszählwahlvorstand darf auch berufen werden, wer zuvor Mitglied in einem Urnen- oder Briefwahlvorstand oder in einem anderen Auszählwahlvorstand war. Wahlbewerber, Vertrauenspersone...
	(5) Die Gemeindebehörde ist befugt, personenbezogene Daten von Personen zum Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen personenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in Wahlvorständen ...
	(6) Auf Ersuchen der Gemeindebehörde sind zur Sicherstellung der Wahldurchführung die Behörden des Landes, der Stadtgemeinden und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts verpflichtet, aus dem ...
	§12 Tätigkeit der Wahlausschüsse und Wahlvorstände
	§13 Ehrenämter

	(1) Die Beisitzer der Wahlausschüsse und die Mitglieder der Wahlvorstände üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme dieses Ehrenamtes ist jeder Wahlberechtigte verpflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus wichtigem Grunde abgelehnt werden.
	(2) Wer ohne wichtigen Grund ein Wahlehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung den Pflichten eines solchen entzieht, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.
	(3) Sachlich zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit ist die Ortspolizeibehörde.
	Vierter Abschnitt - Vorbereitung der Wahl
	§14 (hier nicht wiedergegeben)
	§15 Wählerverzeichnis und Wahlschein
	§27 Unzulässige Wahlpropaganda und Unterschriftensammlung, unzulässige Veröffentlichung von Wählerbefragungen
	(1) Vor und in dem Gebäude, in dem sich der Wahlraum befindet, ist jede Beeinflussung der Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung während der Wahlzeit verboten.
	(2) Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit unzulässig.
	(3) Wer Ergebnisse von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung vor Ablauf der Wahlzeit veröffentlicht, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet werden.
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